
Joachim Gauck fand einfühlsame Wor-
te. Der Verfassungsschutz sei „fort-
während über Jahrzehnte einem ele-

mentaren Misstrauen großer Teile der Be-
völkerung ausgesetzt“ gewesen. Deshalb
sei es eine große Tugend, wenn das Amt
„es versteht, sich die Unterstützung und
das Vertrauen aus dem politischen Raum
zu erhalten“.

Das war vor gut anderthalb Jahren.
Deutschlands Verfassungsschützer feier-
ten den 60. Geburtstag ihrer Behörde und
bekamen vom heutigen Bundespräsiden-
ten – damals Bürger Gauck – Erbauliches
zu hören. Die Bundesrepublik mit ihrer
natürlichen Stabilität, so der Festredner,
könne es sich halt leisten, „mit einer per-
sonell so lächerlich ausgestatteten Institu-
tion wie dem Bundesamt für Verfassungs-
schutz die Demokratie zu verteidigen“.

Zehn spät aufgeklärte Neonazi-Morde
und sieben zerschredderte Geheimakten
danach ist nicht nur klar, dass fortwäh-
rendes Misstrauen in der Bevölkerung an-
gebrachter war als das von Gauck einge-
forderte Vertrauen aus dem politischen
Raum. 

Es zeigte sich Ende voriger Woche
auch, dass die jüngste Affärenserie im
Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV)
noch längst nicht beendet ist. Das Doku-
menten-Debakel rund um die „Operation
Rennsteig“ war noch nicht aufgeklärt, da
musste sich BfV-Präsident Heinz Fromm
mit einer weiteren Geheimaktion („Ope-
ration Saphira“) und einer Tarnfirma in
Thüringen auseinandersetzen. 

Nicht nur der Untersuchungsausschuss
des Bundestags und die Öffentlichkeit
wurden von den Agenten im Unklaren
gelassen, sondern auch der eigene Behör-
denchef. Fromm erfuhr erst vor wenigen
Tagen davon, dass seine Leute in Thürin-
gen noch eine zweite Neonazi-Truppe
auszuspähen versucht hatten. Erschüttert
stellte der 63-Jährige bei seinem Auftritt
vor den Abgeordneten die „Funktions -
fähigkeit“ seines Amtes in Frage. Sein
vorzeitiger Rückzug in den Ruhestand
Ende dieses Monats trug kaum noch zur
Beruhigung bei. 

In dieser Woche nimmt Hans-Georg En-
gelke als neuer Sonderermittler seine Ar-
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Elementares
Misstrauen

Weitere Enthüllungen belasten
den Verfassungsschutz. Fachleute
der Sicherheitsbehörden wollen

die Ämter und ihren Umgang mit
V-Leuten kontrollierbar machen.
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beit auf; Bundesinnenminister Hans-Peter
Friedrich (CSU) will hart durchgreifen, er
hatte den Beamten eigens aus dem Urlaub
zurückbeordert. Vertraute des Ressort-
chefs arbeiten außerdem an Vorschlägen,
wie das Amt reformiert werden könnte.

Im Zentrum vieler Überlegungen steht
das umstrittene V-Mann-Wesen. Eine Ar-
beitsgruppe hochrangiger Sicherheitsex-
perten aus Bund und Ländern, die ver-
traulich tagt, soll bis Dezember klären,
wie die Arbeit mit den zweifelhaften Zu-
trägern reformiert werden kann.

Weitergehende Änderungen in der
Struktur der Behörden will eine im Fe -
bruar gegründete Bund-Länder-Kommis-
sion im Herbst vorstellen. 

Rufe nach einer Reform des Kölner
Amts für Verfassungsschutz sind fast so
alt wie das Amt selbst; sie kommen so re-
gelmäßig wie dessen Affären, fast immer
blieben sie folgenlos. Zum letzten Mal
etwa beim NPD-Verbot, das daran schei-
terte, dass die Parteispitze mit V-Leuten
durchsetzt war. 

Doch inzwischen steckt der Inlandsge-
heimdienst in der größten Existenzkrise
seiner Geschichte. Einiges spricht dafür,
dass der Leidensdruck diesmal groß ge-
nug ist für eine wirkliche Reform. 

Wie chaotisch die Verhältnisse in seiner
Behörde sind, räumte Fromm am vergan-
genen Donnerstag erst ein, nachdem die
Besuchergalerie im Untersuchungsaus-
schuss geräumt worden war und der ge-
heime Teil seiner Befragung begann.

So erfuhren die Abgeordneten von der
„Operation Saphira“, mit der in Thüringen
eine weitere Neonazi-Gruppe ausspio-
niert werden sollte; 25 potentielle V-Leute
wurden angesprochen. Ebenfalls nicht be-
kannt war eine Tarnfirma, die das Bun-
desamt in Thüringen gegründet hatte. Sie
sollte im Rahmen der „Operation Renn-
steig“ den BfV-Beamten eine Legende ver-
schaffen, damit sie glaubwürdig an poten-
tielle V-Leute herantreten konnten. Einige
von ihnen waren dann unter Decknamen
wie „Tusche“ zwischen 1996 und 2003 tat-
sächlich angeworben worden. 

* Sebastian Edathy (SPD), Vorsitzender des Untersu-
chungsausschusses, am vorigen Donnerstag in Berlin.

Die Tarnfirma sollte selbst innerhalb
des BfV ein Geheimnis bleiben. Man
habe die Aktion amtsintern abdichten
wollen, nur wenige Kollegen durften da-
von erfahren, sagte Fromm im Ausschuss.
Damit erklärte er auch, warum die Datei
mit den angeworbenen V-Leuten im Bun-
desamt unvollständig ist. Mehrere An-
werbeversuche waren aus „operativen
Gründen“ nicht in den Rechner einge -
tragen. Was rund um die Tarnfirma ge-
schah, durfte nicht in den BfV-Systemen
auftauchen. 

Noch im Dezember hatte das Bundes-
amt versucht, die eigene Rolle im Zusam-
menhang mit der Aufklärung der Neo-
nazi-Morde herunterzuspielen. Feder -
führend sei das Erfurter Landesamt für
Verfassungsschutz gewesen, schrieben
Fromms Beamte. Nun wird deutlich: Das
Bundesamt war jahrelang aktiv dabei.

Wohl auch deshalb dreht sich jetzt die
Stimmung im Kreis der Landes- und Bun-
desinnenminister, die sich bisher meist
gegen Reformen gesträubt hatten. 

„Der Vertrauensverlust ist so groß, dass
die Ämter gar nicht umhinkönnen, sich
zu verändern“, sagt der nordrhein-west-
fälische Innenminister Ralf Jäger (SPD),
der seinen 330 Mitarbeiter starken Ver-
fassungsschutz gerade umbaut. 

Sein Plan würde aus dem deutschen
Verfassungsschutz eine Art Think-Tank
machen. Künftig sollen sich die Beamten
auf Analyse und Strategieentwicklung
konzentrieren. Es soll Frühwarnsysteme
für neue extremistische Strömungen ge-
ben. Statt auf der Straße würden mehr
Agenten am Rechner eingesetzt, um die
Radikalisierung im Netz zu beobachten.
Menschliche Quellen dagegen sollen kei-
ne so große Rolle mehr spielen, das bri-
sante Anwerben und Bezahlen dubioser
V-Leute träte in den Hintergrund.

Einen grundsätzlichen Neuanfang im
Umgang mit den Spitzeln fordert Eva
Högl, SPD-Obfrau im Untersuchungsaus-
schuss. „Wir brauchen eine neue Recht-
fertigungsgrundlage für den Einsatz von
V-Leuten“, sagt sie: „Was sollen sie leis-
ten, und was dürfen sie kosten?“

Das wilde Eigenleben der Inlandsge-
heimdienste müsse ein Ende haben, darin

Bundestagsabgeordneter mit Geheimakten*: Chaotische Verhältnisse
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Bayern ohne Mehrheit
„Welche Partei würden Sie wählen,
wenn am kommenden Sonntag in
Bayern Landtagswahl wäre?“

SPD Freie
Wähler

Grüne Piraten FDPCSU

Forsa-Umfrage vom 21. bis zum 29. Juni; 1150 Befragte in Bayern; 
Angaben in Prozent; an 100 fehlende Prozent: Sonstige

Veränderung
zum Wahl-
ergebnis 2008

– 0,4

– 1,2
– 6,0

+4,4

+1,6

sind sich auch andere Innenpolitiker einig.
Aufmerksam analysieren sie die Erfah-
rungen von Bundesländern wie Schles-
wig-Holstein oder Berlin. In der Haupt-
stadt etwa wurde das Landesamt schon
vor zwölf Jahren aufgelöst und als Abtei-
lung vom Innensenator übernommen. 

Der Verfassungsschutz als einfache Ab-
teilung im Innenministerium – das könnte
anderswo die Kontrolle der Agenten
ebenfalls verbessern. Allerdings blieben
dann auch Affären direkt am vorgesetz-
ten Ressortchef haften.

Andere Reformvorschläge beschäf -
tigen sich mit den inhaltlichen Aufgaben.
„Der Verfassungsschutz verplempert viel
zu viel Zeit mit Dingen, die besser und
effektiver von den Bundes- und Lan -
deszentralen für politische Bildung be-
handelt würden“, sagt Berlins ehemaliger
Innensenator Ehrhart Körting (SPD), der
Vorsitzender der Bund-Länder-Kommis-
sion ist. 

Die Beamten sollten sich auf gewaltbe-
reite Bewegungen konzentrieren, sagt er,
und keine Energie mit Splittergruppen
wie der DKP verschwenden.

Bei den Betroffenen stößt so viel Ak-
tionismus naturgemäß auf wenig Begeis-
terung. Immerhin: Einige vorsichtige Än-
derungen können sich sogar die Gehei-
men vorstellen.

So soll es bis November ein festes Re-
gelwerk für das Anwerben, Führen und
Bezahlen von V-Leuten geben, das in al-
len Bundesländern Gültigkeit hat. Härte-
re Regeln könnten künftig auch für die
Auswahl der Informanten gelten: Drogen-
händler oder Extremisten mit schweren
Vorstrafen dürften nicht länger als Spitzel
gewonnen und eingesetzt werden. Darauf
hat sich die geheim tagende Arbeitsgrup-
pe von Landes- und Bundesämtern und
Vertretern des Bundesinnenministeriums
bereits verständigt.

Trotzdem wird die Kölner Zentrale am
Ende mehr und nicht weniger mächtig
sein. „Das Bundesamt muss eine gesetz-
lich definierte Zentralstellung einneh-
men“, sagt Niedersachsens oberster Ver-
fassungsschützer Hans-Werner Wargel.
Köln müsse dann in Absprache mit den
Ländern bestimmte Operationen an sich
ziehen und koordinieren.

Agenten und V-Mann-Führer, Beschaf-
fer und Auswerter in den Apparaten
müssten, wenn es so weit käme, neue
 Regeln lernen. Bedeutender wäre, dass
sie ihre Einstellung ändern. Bei ihrem
ehemaligen Fürsprecher Joachim Gauck
ist das schon passiert. Am vergangenen
Freitag sagte der Bundespräsident in Thü-
ringen, „dass in den Ämtern genau hin-
geschaut werden muss“. Das Vertrauen
der Bürger sei beschädigt, deshalb, so
Gauck, sei „Großreinemachen“ vielleicht
nötig.

MATTHIAS GEBAUER, HUBERT GUDE,
FRANK HORNIG, ANDREAS WASSERMANN

Von Horst Seehofer ist Angela Mer-
kel Überraschungen gewohnt.
Meist sind es keine guten. Am

 vergangenen Mittwoch zum Beispiel hielt
er mal wieder eine für seine Kanzlerin
parat.

Merkel war in Rom und konferierte mit
ihrem italienischen Kollegen Mario Mon-
ti. Zwischendurch rief sie Seehofer an,
um dem CSU-Chef zum Geburtstag zu

gratulieren. „Bei uns ist Feuer unterm
Dach“, sagte Seehofer. Wegen der Ergeb-
nisse der letzten Brüsseler Gipfelnacht.

Dann kam die Überraschung, aus-
nahmsweise eine positive. Merkel könne
beruhigt sein, flötete der Bayer, er werde
dem Brand schon Einhalt gebieten. „Und
zwar ohne Feuerlöscher.“ Seehofer als
Unterstützer Merkels – das ist in diesen
Monaten so selten, dass das Ereignis es
wert wäre, im Kalender der Kanzlerin rot
markiert zu werden.

Denn spätestens seit der CSU-Chef
zum zweiten Mal innerhalb weniger Wo-
chen mit dem Koalitionsbruch drohte,
herrscht Eiszeit zwischen ihm und der
Kanzlerin. Mal wieder. Erst setzte See-
hofer mit seinen Drohungen das Betreu-
ungsgeld gegen Merkel und die FDP
durch, jetzt versucht er, mit dramatischer
Geste, für die Kanzlerin Grenzen bei der
Euro-Rettung zu ziehen.

Obwohl selbst Seehofers Parteifreunde
die inflationären Drohgebärden ihres
Chefs inzwischen nicht mehr ernst neh-
men, wird in München mittlerweile offen
über Szenarien diskutiert, wie man wohl
am besten die Flucht aus der Verantwor-
tung in Berlin organisieren könnte.

Für Merkel ist Seehofers Poltern des-
halb nicht ungefährlich. Gut ein Jahr vor
den Wahlen 2013 sind Kanzlerin und Bay-
erns Ministerpräsident aufeinander ange-
wiesen. Seehofer braucht Merkel und ihre
Populärität, um in Bayern überhaupt eine
Chance auf eine absolute Mehrheit zu be-
kommen. Und Merkel ist auf ein gutes
Ergebnis in Bayern angewiesen, weil gro-
ße CDU-Landesverbände wie in Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg
am Boden liegen.

Gemeinsame Interessen bedeuten al-
lerdings noch keine gemeinsame Strate-
gie. Dass es bei der Euro-Krise zwischen
den Schwesterparteien hakt, ist inzwi-
schen hinlänglich offenkundig geworden.
Doch auch in der Frage, mit welcher Tak-
tik die Unionsparteien SPD und Grüne
2013 schlagen wollen, sind CDU und CSU
ziemlich beste Feinde.

Seehofer misstraut Merkel und will des-
halb die Kanzlerin bei der Euro-Rettung
mit einem Geflecht von roten Linien ein-
hegen. An diesem Montag soll der Par-
teivorstand die aktuellen Stoppschilder
Seehofers noch einmal bekräftigen.

„Unsere Grenzen sind klar“, sagt er:
„Erstens: Die deutsche Haftungsobergren-
ze darf nicht verändert werden. Zweitens:
Garantien und Zahlungen gibt es nur bei
Reformen als Gegenleistung. Und drit-
tens: Hilfen an Banken nur mit Auflagen.“ 

Es sind die Worte eines Frustrierten.
Seehofer nervt, dass er Merkel beim Euro
ständig hinterherlaufen muss. Wenn die
Kanzlerin in Brüssel um deutsche Inter -
essen ringt, bleibt ihm nichts, als auf ihren
Anruf danach zu warten. Erst dann er-
fährt er, ob sie Erfolg hatte. Dabei weiß
er, dass ihn unpopuläre Entscheidungen
in Brüssel die Macht in München kosten
könnten.

Auch für Merkel ist die Lage denkbar
unangenehm. Inzwischen hat Seehofer
die Kanzlerin mit so vielen Stoppschil-
dern umstellt, dass ihr Handlungsspiel-
raum bei der Euro-Rettung massiv be-
schnitten ist.

Deutschland
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Worte eines Frustrierten
Mit der Androhung eines Koalitionsbruchs setzt sich CSU-Chef

Seehofer von der Kanzlerin ab. Beide haben ganz unter -
schiedliche Vorstellungen, wie das Wahljahr 2013 ablaufen soll.


